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I hereby certify that the annexed document 30 [a 5 
No. USA - 0 is a photostat of an oririnal 
document submitted in evidence b: the United States 
Prosecution under this number, The oricinal document 
nas been witndrawn in accordance with Rule 10 of 
the International Military Tribunal, and to the 
best of my knowledge and belief is to be held at 


the National Archives, Washington D.G. 
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Verordnung 


über Arbeitspflicht und Arbeitseinsatz 
im Operationsgebiet der neu besetzten 
Ostgebiete 


Zur Sicherstellung der militärischen und wirtschaftlichen Erfordernisse im 
| Operationsgebiet wird im Einvernehmen mit Wirtschaftsstab Ost: verordnet: 
۱ 1 


Abschnitt | 

Arbeitspflicht 
§ 1 

Alle Bewohner des Operationsgebietes zwischen dem vollendeten 14. 
und ۱65, Lebensjahr unterliegen der öffentlichen Arbeitspflicht nach Mahgabe 
ihrer Arbeitsfähigkeit; sie haben sich nach Aufruf bei der örtlich zuständigen 
Arbeitsbehörde oder der sonst hierfür bestimmten Dienststelle zur Registrie- 
rung anzumelden. 


Die Arbeitspflicht kann sich auch auf Arbeitsleistung außerhalb des ge- 
wöhnlichen Wohnortes oder außerhalb des Operationsgebietes erstrecken. 


Der Arbeitspflichtige erhält bei Heranziehung zur Arbeitsleistung einen 
Verpflichtungsbescheid. 
Für Juden ergeht Sonderregelung. 


§ 2 

Die Arbeitspflicht nach Mahgabe des 5 1 umfaft auch die Verpflichtung, 
sich nach Aufforderung der zuständigen Arbeitsbehörde einer bestimmten Be- 
rufsausbildung, Anlernung oder Umschulung zu unterziehen. 


Abschnitt H 
Beschränkung des Arbeitsplatwechsels 
; 8 3 

Arbeitnehmer (Arbeiter, Angestellte und Lehrlinge) dürfen ihren Arbeits- 
platy nur mit vorheriger Zustimmung der örtlich zuständigen ‚Arbeitsbehörde 
aufgeben; desgleichen bedürfen auch Arbeitgeber zur Entlassung von Arbeit- 
nehmern der vorherigen Zustimmung der Arbeitsbehörde. Eine Aufgabe de: 
Arbeitspiatjes oder eine Entlassung ohne die erforderliche Zustimmung ist 
rechisunwirksam. à 
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1 | 
Einer Zustimmung der Arbeitsbehörde nach Absatz 1 bedarf es nicht, 
wenn 
a) der Betrieb (Baustelle) stillgelegt wird oder 


b) die Einstellung des Arbeitnehmers von vornherein auf weniger als 
1 Monat befristet war. 


-w 


Eine Zustimmung ist nicht erforderlich zur Einstellung in Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft, der Binnenschifferei sowie in Betriebe des Bergbaus 
und der Mineralölgewinnung. 


85 
Die Vorschriften der §§ 3 und 4 finden allgemein keine Anwendung in . 
der Gefechtszone sowie auf Entlassungen und Einstellungen durch Einheiten 
der Truppe. 


§ 6 
Arbeitnehmer, die aus einem Beschäftigungsverhältnis ausgeschieden sind, 
haben sich unverzüglich bei der örtlich zuständigen Arbeitsbehörde oder der 
sonst hierfür bestimmten Dienststelle zu melden. 


Abschnitt I 
Arbeitsplataustausch ۱ Í 


§ 7 
Arbeiter und Angestellte, insbesondere gelernte Facharbeiter, die nicht 
ihrer beruflichen Vorbildung 
müssen auf Anforderung der 


Aufforderung der örtlich zuständigen Arbeitsbehörde namhaft zu machen. 
٩۱6۳9686 ist hinsichtlich in Arbeit stehender 
gesteliter Personen zu verfahren, die für auswart 
aufyerhalb des gewöhnlichen Wohnortes oder au 
Dietes) benötigt werden; sie sind erforderlichentall 
sonst beschränkt einsabfähige Arbeitskräfte zu ersethen 
58 Í 
terechtigungsscheine zur Ausübung eines stehenden Handwerks oder ! 
ewerbes, Wandergewerbescheine. Stadthausierscheine oder ähnliche Be- | 
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xechtigungen dürfen nur nach vorheriger Zustimmung der örtlich zuständigen 
Arbeitsbehörde erteilt werden. 

Bereits erteilte Berechtigungen können auf Antrag der Arbeitsbehörde , 
entzogen werden. 


Abschnitt IV 
Gestaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 


§ 9 
Die Arbeitspflichtigen werden zu-angemessenen Bedingungen unter weit- 
gehendster Zugrundelegung des Leistungsprinzips entlohnt. Nur diejenigen 
Arbeiten, die eine Entlohnung im Akkord- oder Prämiensystem nicht zulassen, 
dürfen im Zeitlohn abgegolten werden. 
Soweit die Beschäftigung auferhalb des Operationsgebietes erfolgt, 
gelten die für den Beschäftigungsort mafygeblichen Bestimmungen. 


§ 0 
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 54 Stunden; über diese Arbeitszeit 
hinaus ist jeder Arbeitspflichtige zur Leistung von Mehr-, Nacht-, Sonn- und 
Feiertagsarbeit in angemessenen Grenzen verpflichtet. 


§ 11 
Soweit es die Verhältnisse des Betriebes zulassen, sind für Arbeitnehmer 
Werksküchen sowie Verkaufsstellen für Lebens- und Genußmittel und Ge- 
genstände des täglichen Bedarfs einzurichten. Die Verkaufsstellen sind nach 
Möglichkeit auch den Angehörigen der im Betrieb tätigen Personen zur Ver- 
fügung zu stellen. 


Abschnitt V 


Kranken- und sonstige Fürsorge 
§ 12 
Arbeitnehmer, die ihrer Arbeitspflicht innerhalb des Operationsgebietes 
bei zivilen oder militärischen Dienststellen oder bei Betrieben der Wirtschaft 
einschließlich Land- oder Forstwirtschaft genügen, erhalten für den Fall der 
Krankheit oder für die Folgen eines Arbeitsunfalles Krankenversorgung (Kran- 
kenpflege und. Krankengeld; Krankenhauspflege) nach Mahgäbe besonderer 
`: Bestimmungen. | 
Bei Beschäftigung aufyerhalb des Operationsgebietes gelten die für den 
Beschäftigungsort mäfsgeblichen Bestimmungen. 


§ 13 
Wer der Arbeitspflicht auerhalb des gewöhnlichen Wohnortes oder 
aukerhalb des Operationsgebietes genügt und deshalb von seiner Familie 
getrennt lebt, erhält ayf Antrag zur Sicherung des angemessenen Lebens- 
unterhalts seiner Angehörigen Unterstütung‘ nach Mahgabe der besonderen 
Bestimmungen des Wirtschaftsstabes Ost. 
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§ 4 ۳ 

Arbeitnehmer, die ihrer Arbeitspflicht durch Arbeitsleistung außerhalb des 
gewöhnlichen Wohnortes oder außerhalb des Operationsgebietes genügen, 
werden, soweit sie nach Persönlichkeit, Können und Leistung zur selbständi- 
gen Bodenbewirtschaftung befähigt sind, bei Durchführung der neuen Agrar- 


ordnung nach den bestehenden Vorschriften in Bezug auf Zuteilung von Land, 
Zug- une Nutvieh und von Inventar in vollem Umfang berücksichtigt. 


Abschnitt Vi 


Durchführungs- und Strafbestimmungen; Inkrafttreten 


8 5 
Der Generalquartiermeister erläßt im Einvernehmen mit Wirtschaftsstab 
Ost die zur Durchführung und Ergänzung vorstehender Verordnung erforder- 
lichen Bestimmungen. 
§ 16 


Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Verordnung und die zu ihrer 
Durchführung und Ergänzung erlassenen Bestimmungen, insbesondere die 
Verweigerung und die Zurückhaltung der Arbeitsleistung sowie das pflicht- 
widrige Fernbleiben von der Arbeit, unterliegen strenger Bestrafung nach 
näherer Maßgabe der Durchführungsbestimmungen. 


§ 17 
Vorstehende Verordnung tritt mit söfortiger Wirkung in Kraft, 
Hauptquartier OKH., den 6. Februar 1943 . 


Der Chef des Generalstabes des Heeres 


General der Inf. 
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Abschrift Ki ۱ WE 
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Fernspruch des Chefs des Wi Stabes Ost, Br .B.Nr.3663/43\ 
S 


— 


Jnspekteur Wi Jn Süd 
Herrn General Nagel 


| Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz, Gauleiter 

8 ۵ ۲ 0 1 ۵ 1 , weist in einem dringenden Fernschreiben an mich 
darauf hin, dass der Arbeitseinsatz in der deutschen Landwirt- 
schaft und ebenso alle dringlichsten, vom Führer befohlenen Rü- 
Stungsprogramme die schnellste Heranführung von ea. 1 Million 
Frauen und Männer aus den neubesetzten Ostgebieten innerhalb der 
nächsten vier Monate zur gebieterischen Notwendigkeit machen, 
Gauleiter. 5 a uc ke 1 fordert zu diesem Zwecke ab 15.3. den 
Abtransport von täglich 5000, ab 1.April von täglich 10.000 Ar- 
beiterinnen bezw. Arbeitern aus den neubesetzten Ostgebie ten. 


Das tägliche Aufkommen von 5000 (10.000) Arbeitskräften wurde 
‘im Benehmen mit GBA wie folgt unterverteilt: 
Reichskommissar Ukraine täglich 3.000 (6.000) Arbeitskräfte 
Wi In 6 e 1.000 (2.000) 9 
Wi Jn Mitte R 500 (1.000) 9 
Generalkommissar Weissruthenien" 500 (1.000) R 


Im Hinblick auf die der deutschen Kriegswirtschaft durch die 
. Entwicklung der letzten Monate entstandenen ausserordentlich 
hohen Ausfälle an Arbeitskräften ist es nunmehr erforderlich, 
dass die Werbung von Arbeitskräften für das Reich jetzt allent- 
halben mit allem Nachdruck wieder aufgenommen wird, Die im dortigen 
Bereich augenblicklich erkennbare Tendenz der Beschränkung bzw, 
der völligen Einstellung der Reichswerbung ist bei dieser Sach- 
lage keinesfalls tragbar, Gauleiter Sauckel , der über 
diewe Vorgänge unterrichtet ist, hat sich hierwegen unter dem 
10.3.43 in einem Fernschreiben unmittelbar an Generalfeldmar- 
gchall Keitel gewendet und bei dieser Gelegenheit zum Aus- 
_ druck gebracht, dass, wie in allen anderen besetzten Gebieten, 
dort, wo alle anderen Kittel versagen, auf Befehl des Führers 
von einem gewissen Druck Gebrauch gemacht werden muss. | 


` Ich ordne daher an, dass den einzelnen Gebieten Auflagen gemacht 
werden, die im Benehmen mit den einheimischen Verwaltungsdienst- 


stellen und auf dem Lande mit den zuständigen La-Führern auf 
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Kë ` een, |‏ ~ 
Grund der Dienstverpflichtung zu erfüllen sind, Soweit die Auf-‏ 
lagen nicht durch freiwillige Meldungen erfüllt werden, sind sie‏ 
durch Aushebung aufzubringen. Für die Verwirklichung der Dienst-‏ 
verpflichtung kann im Einzelfall gegebenenfalls Zwang angewen-‏ 
det werden, Es ist jedoch nicht zulässig, dass die Arbeitskräfte‏ 
durch Kollektivzwangsmassnahmen aufgebracht werden, A‏ 


Ich ersuche, sofort im Benehmen mit den zuständigen Kommando- 
stellen zu veranlassen, dass eine Störung der Reichswerbung unter- 
bunden und dass diese von den militärischen Welten tege in jeder 


Hinsicht unterstützt wird. | 
Bez. Stapf 


General der Jnfanterie 


‚ Aufgenommen: ` ۸ —— — * * 
11.3.43 gez.Dr. Bachmann | - 


22,45 Uhr KVR 
Durehgesagt: KVS Guth 
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Bi? Eat sae a PS 
۶ ۰ Wiin Süd, Br.B.Nr. 29 ISA hacet A 
Pare teg $A Abschrift 

Deg Kormandeur. der Sicherheitspolizei 

| und des 5D 


— Geheim 


1 


Herrn | 
Oberstleutnant 
GE SW? 


Zachernigomw 
Wi Käo 


Gemäss unserer heutigen Rücksprache tibersende ich 
Ihnen anliegend die Abschrift eines Befehies, den 
ich an meine Kommandoführer am 19.3. versandt habe, 

. Idi bitte, diesen Befehl lediglich zu Ihrer perstn- 
lichen Information zu betrachten, Ersehen Sie bitte 
daraus, dass die verschärften sicherheitspolizeili- 
chen Massnahmen aus der politischen Situation erfor- 
darlioh waren und bereits durch diesen Befehl weitge- 
hendst abgestoppt worden sind, | 


Heil Hitler ! 
ges,Unterschrift 
35-5 turmbannfiihnrer u.Kdr. 
B.A e Bet eh e 
€ 
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Sonderkommando 4 a den 1943.43 


geheim! 


An alle 
Kommandoführer persönlich 
der SD-Aussenkommandos 


Aufgabe von Sicherheitspolizei und SD ist die Erkundung 

und Bekämpfung von Reichsfeinden im Interesse der Sicher- 

heit, im Operationsgebiet besonders die Sicherheit der 

pe. Neben der Vernichtung aktiver vorgetretener Gegner 

durch vorbeugende Massnahmen solche Elemente — | 

die „uf Grund ihrer Gesinnung oder Vergangenheit bei damı 
günstigen Umständen als Feinde aktiv hervortreten können, 

Die Sicherheitspolizei führt diese Aufgabe entsprechend ` ` 

den allgemeinen Weisüngen des Führers mit jeder en, 
Härte dureh. Scharfes Duröhgreifen ist besonders in — 
-gefährdetefi Gebieten nötig. Die Zuständigkeit von Sie er 
heitspolizei im Operationsgebiet gründet sich suf die P T 
barossa-Erlasse, Die in der letsten Zeit in e 

Masstab durchgeführten sicherheitspolizeilichen 

hielt ich aus zweierlei Gründen für notwendig, 

1.) Die Frontlage in meinem Gebiet hatte sich dernassen ie: 
spitzt, dass die Bevölkerung, z.T. beeinflusst durch gie 
chaotischen Zustand zurückflutenden Ungarn und Italiener, 

offen gegen uns Stellung nahmen, | 7 

2.) Die starken Bandenzüge, vor allen Dingen aus den اة‎ 
ker Wald kommend, waren ein weiterer Grund. Ausserdem sehos- ` 
sen ix allen Rayons neue Bandengruppen, gebildet aus der 5 
völkerung, wie Pilze aus der Erde. Die Beschaffung = که‎ 

fen bereitete offensichtlich keine S 

wäre unverantwortlich“g gewesön, wenn wir diesen عر‎ a 
ben tatenlos 'zugesehen hätten. Dass jede, 

-mit sich bringt, liegt auf der Hand, Als wesent 2 
der harten Wassnahmen nehme ich folgende heraus. i ON 


| 0886 


4 


ie 


à 
x 

D 

۰ 
e Si e ٩ 
1 
et, A d 
4 4 


ue‏ ظ 
i w‏ 
te‏ 


Ce. 


5 - 
— ——— — — — — D~ Jm 








7۸1 -AU 
ote | 


1.) Die Erschiessung der ungarischen Juden, 
2.) Die Erschiessung von Agronomen, 

3.) Die Erschiessung von Kindern, 

4.) Die restlose Niederbrennung von Dörfern, 
5.) Fluchten von SD-Häftlingen, . 


Chef der Einsatzgruppe C bestätigte nochmals die Richtig- 
keit der durchgeführten Massnahmen und sprach seine Aner- 
kennung aus für das radikale Durchgreifen, 


Mit Rücksicht auf die augenblickliche politische lag, 

vor allen Dingen in der Rilstungsindustrie in der Heimat, 
sind die sicherheitspolizeilichen Massnahmen weit det 

dem Arbeitseinsatz für Deutschland unterzuoränen, Die Ukrai- 
ne hat in kiirzester_?rist 1 Million Arbeit-- für die Ri 
stungsindustrie freizustellen, wovon aus unserem Gebiet 


` %äglich 500 Mann zu stellen sind, 


nie Arbeit der Au,ssc.kömnandos ist daher a sofort unzustel- 
len, Hierzu wird folgendes angeordne ts 

1.) Sonderbehandlungen sind auf ein ۱۳1۵0 ۵ zu be- 
schränken, 

2.) Die Erfassung der KP-Funktionäre, Aktivisten usw. ha- 
ben zunächst nur listenmässig zu erfolgen, ohne Verhaftungen 
vorzunehmen, Es geht z.B, nicht mehr an, dass bei ۳ Za 
gliedern die nähere Verwandschaft verhaftet wird, Auch 
Mitglieder des Komsomolz sind nur dann festzunehmen, wenn 
diese in einer führenden Stellung tätig waren. 

3.) Die Tätigkeit der Arbeitsbehörden, bzw. der Werbekonnis- 
sionen sind weitgshendst zu unterstützen. Dabei wird es 
nicht immer ohne Zwangsmittel abgehen. Bei einer Besprechung 
mit, dem Leiter der _\rbeitseinsatzstäbe wurde vereinbart, 
dass 1 dort, wo Entlassungen von Häftlingen vorgenom- 
men werden können, diese dem Beauftragten ger! Arbeitsbe- | 
hörde zur Verfiigung gestellt werden. Bei der "berholung von : 
Dörfern, bzw. notwendig werdenden Niederbrennung eines Dor- 
‚tes wird die gesamte Bevölkerung dem Beauftragten zwangs- 
weise zur verfügung gestellt, T >. 
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4.) Grundsätzlich werden keine Kinder mehr erschossen. 
5.) Die Bandenberichterstattung, sowie Bandeneinsätze blei- 


"ben hiervon unberührt. Ich mache jedoch darauf aufmerksam, dass 


die Bandeneinsätze nur mit seiner Zustimmung zu erfolgen 
haben. 


"Bel Die Gefäßnisse sind grundsätzlich leer zu halten, 

۱ müssen uns darüber klar sein, dass der Slewe jede weiche 
Behandlung als Schwäche auslegt und sich sofort in solchen 
Momenten darauf einstellt. ‘enn wir also durch obige Anord- 


nung unsere harten sicherheitspolizeilichen Massnahmen vor- 
fibergehend einschränken, so geschieht dies nur aus folgendem 
Grund, Das “ichtigste ist die Arbeiter#beschaffung, Tine 


‚Überprüfung der ins Reich zu verschickenden Personen erfolgt 


nicht, Is sind daher auch keine söhriftlichen Bescheinigungen -. 


für politische Überprüfung umd dergleichen abzugeben, 


gez, Christensen 
S5wSturm führer 1503. 
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2 Minister Speer bendtigten Fachkräfte Jder Rüst = 
wirtschaft zuzuführen, | 


ام 


Die aus den Ostgebieten aufzubringenden 1 Million Arbeitskräfte 
seien in den nächsten 4 Monaten zu stellen, Es sei däher erfore 
derlich, dass’ ab 15.3, ein täglicher Abtransport von 5 000 Arbeits. 
kräften erreicht werde, eine Zahl, die ab 1,4, auf-taglich lo 000 
‚gesteigert werden müsse, An diesem täglichen Aufbringungssoll, 

sei RKU mit 3 000, Wi In süd (altes Gebiet) m: mit تا‎ 1.000, wi In Mitte 
mit 500 und Weissruthenien ebenfalls mit 500 “ Arbeitekraften betei- 
ligt, 


Ihm, Staatsrat Peuckert; seien die Schwierigkeiten, die der Erfül- 
lung dieser Kontingente entgegenstehen, bekannt, Trotzdem misse 
auch seiner Auffassung nach im Grundsatz weiter auf freiwilliger 
Grundlage gewosbven کي‎ io die Werbung „u. freiwilliger Grund. 
lage zum grösstmöglichen Erfolge zu führen, müsse aber eine inten- 
sigve und systematische Propaganda-Aktion gestartet werden, Die 
Betreuung der Ostarbeiter im Reich sei nach Überwindung verschie. 
dener Anfen gsschwierigkeiten nunmehr als durchaus befriedigend zu 
bezeichnen, wovon er sich persönlich in zwei Garen eingehend über. 
zeugt habe, Hierfür spreche im übrigen auch ate Tatsache, dass 

der Kyankenstand der Ostarbeiter jetzt unter 26 Liege, Im Übrigen 
sei beispielsweise auch dem Ostarbeiterabzeichön der Oharakter 
einer Minderbewertung seines Trägers dadurch genommen, dass jetzt 
Jeder im Reich 'beschäftigtef Ausländer verpflichtet sei, ein 
Nationalitätenabzeichen zu tragen. . 


۲۳ ———— — 


Wenn eine Werbung auf freiwilliger Grundlage nicht au den gewünsch- 
ten Erfolgen führe, müsse mit einer Dienstverpflichtung gearbeitet 
werden (vergleiche $ 1 der Verordnung des Ohefs des Generalstabes 
des Heeres über Arbeitspflicht und Arbeitseinsatz im Operations- 
gebiet der neu besetzten Ostgebiete vom 6.2.1943). Er betone, dass 
diê Anwendung einer Dienstverpflichtung in allen von ‘den deutschen ' 
Truppen besetzten europäischen Gebieten dem ausdrücklichen Willen 
des Führers entspreche, Zwar wird es kaum durehfuhrbar sein ,eine 
auf die Einzelperson abgest 世 jlte Dienstverpflichtung هه تاه‎ 
man müsse daher eine corporatives" „Dienstverpflichtung aussprechen 
Im übrigen habe er night die Absient ‚über die Art der Anwendung 

` yon Zwangsmassnahmen im eingelnen genaue Bestimmungen zu geben, 
da die zu treffenden Nassnahmen den örtlich verschieden gelagerten. 


Verhaltnigsen angepasst werden mussten, Er sei jedoch für jede 
(۷5 Anregung 
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— 
Anregung in Bezug,.auf die Art der Werbung dankbar, er müsse ledig- 
lich verlangen, dass die Kontingente erfüllt würden, 


Im RKU-Gebiet seien folgende Massnahmen beabsichtigt: 


a) Eine jahrgangsmasetse Einberufung, etwa in Form einer 2-jährigen 
Arbeitspflicht mit dem Versprechen bevorzugter Landzuteilung, 


b) Eine verstärkte werbung g zunächst in den Stadten, verbunden mit 
einer Auskammung der Betriebe, 


c) Eine Bandenbekämpfung, zunachst entlang der Bahnlinie Brest- 
Pinsk + Gomel, in einem Gebietsstreifen von etwa 50 km Breite. 
Zur Durchführung dieser Aktion sei eine verstärkte Heranziehung 
von Polizeikräften beabsichtigt. Hierüber findef im Laufe der 
nächsten Woche eine Besprechung zwischen Sauckel, Rosenberg und 

„Himmler statt. Der arbeitseinsatzmässige Erfolg solle sicherge- 
stellt werden duroh den EE SÉ ER Angatk von 350 bis 500 
Werbern. 

"Eine gleiche Aktion müsse von Tschernigow aus-nach Westen gestar- 
tet werden, | 


) Verstarkte Werbung auf dem Lande nach Durchführüng der Früh- 

Jjahrsbestellung in Zusammenarbeit mit der La. Nach eigenen 
Angaben der La können aus dem RKU-Gebiet auf dem Lande etwa 
200 bis 250 000 Arbeitskräfte für das Reich geworben werden, 


General Nagel gab zunächst einen Uberblick über die Entwick- 
Lung” dés Arbéitséinsatzes im Inspektionsbereich und betonte, dass 
es der Inspektion bisher immer noch gelungen sei, sowohl die bee 
rechtigten Forderungen der örtlichen Bedarfstrager, Truppe, 2 
bau, Reichsbahn, Befestigungsarbeiten USWsy zu befriedigen, als . 
auch die Reichskontingente zu erfüllen, Es seien insgesamt annähernd 
700 000 Arbeitskräfte aus dem Inspektionsbereich An das Reich ab- 
"transportiert worden, Er werde daher auch in Zukunft vor grossen 
_ „Zahlen nicht kapitulieren, 


Ob die neuen Forderungen des Gauleiters Sauckel termingemäss er- 
füllt werden könnten, sei jedoch zur Zeit noch nicht zu übersehen. 
Vor allem sei im Hinblick auf die Anspannung der 1 Transportlage die 
Frage des Abtransportes der Arbeitskräfte im Augenblick noch unge- 
klärt. Nach den Erfahrungen könne aber nur ع دع ناك‎ geworben und 
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abtransportiert werden. Ebenso konnten durch Tyansportschwiemiez 
keiten bedingte Ausfalle zeitlich nicht aufgeholt werden, sondern 
hatten zwa sslaufig eine Hinausschiebung der Transporte mr Folge; 


Der Befehlshaber Heeresgebiet Sud, General Friederici; habe vor 
einigeh Tagen beantragt, die Werbung von Arbeitskräften für das 
Reich im Heeresgebiet zu verbieten. General F. habe seinen Antrag 
damit begrundet, dass bei Fortsetzung der Werbung die Gefahr bes 
stehe, den Bedarf der Truppe und der örtlichen Rustungs« und Lande 
wirtschaft nicht mehr decken zu können, Ausserdem sei erforderlich, 
gewisse Arbeitskraftreserven im Hinblick auf etwa anfallende 
Befestigungsarbeiten (Ostwall) im Heeresgebict zu belassen, Die 
Verantwortung hierfür trage aber nicht General Fe, sondern die 

wi In. Weiter habe sich General F, gegen die Methoden der Werbung 
gewandt, die seines Erachtens eine vermeidbare Beunruhigung der | 
Bevölkerung und eine Stärkung der Banden zur Folge habe, 

e Wi I habe bei der Heeresgruppe Süd sofort grösste. Bedenken gegen | 
das ER werbeverbot erhoben, zumal seiner Auffassung nach © 
ohne Gefardung der Interessen der Truppe und der Landwirtschaft ۱ 
aus den Gebieten Tschernigow, Ssumy, Saporoshje-Land und Melitopol, 
noch Arbeitskrafte für einen Einsatz im Reich abgegeben werden 
könnten. Aus den Betrieben der Stadt Dnjepropetrowsk 15 000 Arbeits. 
krafte abzugeben, was nach Ansicht von Claus-Selzner möglich sein 
soll, halte wi I für nicht möglich, Wohl erscheine es denkbar, dass 
von den Arbeitsbehorden nicht erfasstes ‚sich herumtreibendeg Gesindel 
in dieser Kopfstärke vorhanden sei. Hierüber könnten aber genaue 
Angaben nicht gemacht werden. | 
Als entscheidend für den Erfolg einer weiteren terdung stellte. 

Wi. I folgende Gesichtspunkte heraus; 


le Lë Eine wirksame Propaganda, Es sei entscheidend, nicht was 


oder falsch Sei, Sönfdern ausschliesslich, was 

Also selbst wenn unterstellt werden könne; ‚dass © | 

ung der Östarbeiter im Reich nunmehr einwandfrei Gei "fein. 
eingegangener Bericht von Dr.Kehts, Wi Stab Ost, ew stelle 3 
noch erhebliche Mangel fest) dürfe nicht vergessen werden, 9 
dass uber 80% der Briefe von Ostarbeitern an ihre Ange- 
hörigen unzensiert und zum Teil erst nach Monaten zugestellt 
würden, Die se Briefe bezögen ‘sich AEE auf eine Zeit, in der 
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fraglos vieles im Reich noch nicht in Ordnung gewesen sei, 


wirkten sich also noch längere Zeit ungüstig aus. 


Vor allem aber müsse sich die Propaganda zue@yt einmal an 
die deutschen Soldaten selbst wenden, da zur Zeit alle mili- 
tärischen Dienststellen der werbung, wenn nicht = infolge 
teilweise örtlich angewandter ungeschickter Werbemethoden = 
ablehnend, so doch verständnislos geg nüberstehen. 


2.) Klare Richtlinien und Durchführungsbestimmungen zur Werbung, Der 
| “Soldat 

daher auch die in $ 15 der Verordnung über Arbeitspflicht 
und Arbeitseinsatz im Operationsgebiet der neu besetzten 
Ostgebiete vom 6۰2۰1945 in Aussicht gestellten Durchfuhrungs. 
bestimmungen. Insbesondere müsse klargestellt werden, welche 
awangsmassnahmen a: "ergreifen seien bei „Jöhtbefolgung der 
Arbeitsdienstverpflichtung (vergeleide $ 16 der Verordnung), 


| Vë d دا‎ ١ 
Wi-Trsagte zu, die Heeresgruppe Süd über den Inhalt der Bespredhung, 
insbesondere die Dringlichkeit der Forderung des Gauleiters sauckel 
zu unterrichten, | 


wir ين‎ 


Staatsrat Peuckert wird bei Chef Wi Stab Ost einen Befehl erwirken, 
der den Begriff „vernünftige Verbemethoden" näher unreisst, Ausser- 
dem wird er Veranlassung nehmen, die mit der Werbung von Arbeits. 
kraften für das Reich in ausammenhang stehenden Fragen persönlich 
bei der Heeresgruppe Sud und dem Befehlshaber Heeresgebiet sud 

zu besprechen, 


ungsrat 
er Chefgruppenleit? 
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